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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Verkehrsrechts 
und Verkehrshaftpflichtredits 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 135. Sitzung am 21. Januar 1955 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetz- 
entwurf die sich aus der Anlage 2 ergebenden Änderungsvorschläge 
beschlossen. Im übrigen hat er gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist aus der Anlage 3 ersichtlich. 

Federführend sind die Bundesminister der Justiz und für Verkehr. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Unlversltäts-Buchdrudcerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über Maßnahmen auf dem Gebiete des Verkehrsredits 
und Verkehrshaftpfliditredits 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Straßenverkehrsgesetz vom 19. De- 
zember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 4 Abs. 2 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Dies gilt nicht für eine Fahrerlaubnis, 
die auf Grund der Anordnung nach § 6 
Abs. 1 von den Dienststellen der Deut- 
schen Bundesbahn, der Deutschen Bundes- 
post, des Bundesgrenzschutzes oder der 
Polizei zu dienstlichen Zwecken erteilt 
worden ist." 

2. a) In § 6 Abs. 1 Nr. 3 erhalten die Ein- 

gangsworte folgende Fassung: 

„die sonstigen zur Erhaltung der Ord- 
nung und Sicherheit auf den öffent- 
lichen Wegen oder Plätzen, zur Ver- 
hütung einer über das verkehrsübliche 
Maß hinausgehenden Abnutzung des 
Straßenkörpers oder zur Verhütung 
von Belästigungen erforderlichen Maß- 
nahmen über den Straßenverkehr, ins- 
besondere“. 

b) In :§ 6 werden an Absatz 1 Nummer 3 
Budistabe d die Worte „und über Be- 
schränkungen des Verkehrs an Sonn- 
und Feiertagen“ angefügt. 

c) In § 6 Abs. 1 Nr. 4 werden die Worte 
„eines Lastkraftwagens oder Kraft- 
omnibusses“ durch die Worte „eines 
Lastkraftwagens, einer Zugmaschine 
oder eines Kraftomnibusses“ ersetzt. 


d) In § 6 Abs. 1 wird hinter Nummer 4 
eingefügt: 

„4 a. die karteimäßige Erfassung von 
rechtskräftigen Entscheidungen 
der Strafgerichte, soweit sie we- 
gen einer in Zusammenhang mit 
der Teilnahme am Straßenver- 
kehr begangenen, mit Strafe be- 
drohten Handlung auf Strafe 
oder andere gerichtliche Maß- 
nahmen erkennen; die Kartei 
darf nur für Zwecke der Straf- 
verfolgung, für Maßnahmen auf 
Grund dieses Gesetzes oder der 
auf ihm beruhenden Rechtsvor- 
schriften und für die Vorberei- 
tung von Rechts- und allgemei- 
nen Verwaltungsvorschriften auf 
dem Gebiete ides Straßenverkehrs 
ausgewertet werden; sie gilt als 
polizeiliche Liste im Sinne von 
§ 4 Abs. 3, § 5 Abs. 1 des Straf- 
tilgungsgesetzes ; “ 

e) In § 6 Abs. 1 letzter Satz werden hin- 
ter dem Wort „Fahrzeugteilen“ die 
Worte „sowie Rechtsverordnungen 
über allgemeine Ausnahmen von den 
auf diesem Gesetz beruhenden Rechts- 
vorschriften“ eingefügt. 

3. § 8 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung; 

„Ist der Verletzte oder die beschädigte 
Sache zur Zeit des Unfalls durch ein Kraft- 
fahrzeug befördert worden, so haftet der 
Halter dieses Fahrzeugs nach § 7 nur dann, 
wenn es sich um entgeltliche Beförderung 
durch ein Fahrzeug handelt, mit dem ein 
nach den Vorschriften über die Beförde- 
rung von Personen zu Lande genehmi- 
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gungspfliditiger Verkehr durchgeführt 
wird/‘ 

4. a) In § 12 Abs. 1 Nr. 1 tritt an die Stelle 

des Kapitalbetrages von fünfundzwan- 
zigtausend Deutsche Mark der Kapital- 
betrag von fünfzigtausend Deutsche 
Mark, an die Stelle des Rentenbetra- 
ges von eintausendfünfhundert Deut- 
sche Mark der Rentenbetrag von drei- 
tausend Deutsche Mark. 

b) In § 12 Abs. 1 Nr. 2 tritt an die Stelle 
des Kapitalbetrages von fünfundsie- 
benzigtausend Deutsche Mark der 
Kapitalbetrag von einhundertfünfzig- 
tausend Deutsche Mark, an die Stelle 
des Rentenbetrages von viertausend- 
fünfhundert Deutsche Mark der Be- 
trag von neuntausend Deutsche Mark. 

c) In § 12 Abs. 1 Nr. 3 tritt an die Stelle 
des Betrages von fünftausend Deutsche 
Mark der Betrag von zehntausend 
Deutsche Mark. 

d) § 12 Abs. 3 wird aufgehoben. 

5. Die Überschrift des Abschnitts III erhält 
folgende Fassung: 

„III. Strafen und gebührenpflichtige Ver- 
warnungen“. 

6. § 21 erhält folgende Fassung; 

4 21 

Wer den Anordnungen zuwiderhandelt, 
die über den Straßenverkehr zur Erhal- 
tung der Ordnung und Sicherheit auf den 
öffentlichen Wegen oder Plätzen, zur Ver- 
hütung einer über das verkehrsübliche 
Maß hinausgehenden Abnutzung der 
Straße oder zur Verhütung von Belästi- 
gungen erlassen worden sind, wird mit 
Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Deut- 
sche Mark oder mit Fiaft bestraft.“ 

7. In § 22 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„zwei Deutsche Mark“ durch die Worte 
„fünf Deutsche Mark“ ersetzt. 

8. § 25 erhält folgende Fassung: 

4 25 

(1) Wer In rechtswidriger Absicht 

1. ein Kraftfahrzeug oder einen Kraftfahr- 
zeuganhänger, für die ein amtliches 
Kennzeichen nicht ausgegeben oder zu- 
gelassen worden ist, mit einem Zeichen 
versieht, das geeignet Ist, den Anschein 
amtlicher Kennzeichnung hervorzu- 
rufen, 


2. ein Kraftfahrzeug oder einen Kraft- 
fahrzeuganhänger mit einer anderen als 
der amtlich für das Fahrzeug ausgege- 
benen oder zugelassenen Kennzeich- 
nung versieht, 

3. das an einem Kraftfahrzeug oder 
einem Kraftfahrzeuganhänger ange- 
brachte amtliche Kennzeichen verän- 
dert, beseitigt, verdeckt oder sonst In 
seiner Erkennbarkeit beeinträchtigt, 

wird, sofern nicht nach den Vorschriften 
des Strafgesetzbuchs eine höhere Strafe 
verwirkt ist, mit Geldstrafe oder mit Ge- 
fängnis bis zu drei Monaten bestraft. 

(2) Die gleiche Strafe trifft Personen, 
welche auf öffentlichen Wegen oder Plät- 
zen von einem Kraftfahrzeug oder einem 
Kraftfahrzeuganhänger Gebrauch machen, 
von denen sie wissen, daß die Kennzeich- 
nung in der in Absatz 1 unter Nummern 1 
bis 3 bezeichneten Art gefälscht, verfälscht 
oder unterdrückt worden ist.“ 

9. a) In § 27 Abs. 1 Satz 1 werden hinter 
dem Wort „Ausnahme“ die Worte 
„des § 1 Abs= 2 und“ eingefügt, 
b) In § 27 wird an Absatz 3 folgender 
Satz angefügt: „§ 6 Abs. 1 letzter Satz 
gilt entsprechend.“ 

Artikel 2 

§ 4 des Gesetzes über die Haftpflicht der 
Eisenbahnen und Straßenbahnen für Sach- 
schaden vom 29. April 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 691) wird dahin geändert, daß in den Ab- 
sätzen 1 und 2 jeweils an die Stelle des Be- 
trages von fünfzehntausend Deutsche Mark 
der Betrag von fünfundzwanzigtausend Deut- 
sche Mark tritt. 

Artikel 3 

§ 2 des Gesetzes zur Durchführung des 
Ersten Abkommens zur Vereinheitlichung des 
Luftprivatrechts vom 15. Dezember 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 1079) wird wie folgt ge- 
ändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Der Bundesminister der Justiz 
wird ermächtigt, durch eine Rechtsverord- 
nung, die der Zustimmung des Bundesrates 
nicht bedarf, den Umredinungssatz für 
französische Franken entsprechend dem 
amtlich festgestellten Goldpreis In Deut- 
sche Mark vorzuschreiben.“ 
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Artikel 4 

Das Luftverkehrsgesetz In der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. August 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 653), des Gesetzes vom 
27. September 1938 (Reldisgesetzbl. I S. 1246) 
und des Gesetzes vom 26. Januar 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 69) wird wie folgt ge- 
ändert: 

l.In § 19 

a) werden in Absatz 1 Satz 2 die Worte 
„und der Luftausbildungsunternehmen“ 
gestrichen, 

b) wird in Absatz 1 Satz 2 die Bezeich- 
nung „§ 29 m“ ersetzt durch die Be- 
zeichnung „§ 29 

c) wird in Absatz 1 folgender Satz ange- 
fügt: 

„Wer Personen zu Luftfahrern ausbil- 
det, haftet diesen Personen gegenüber 
nur nach den allgemeinen gesetzlichen 
Vorschriften.“ 

2. § 23 erhält in den Absätzen 1 und 2 fol- 
gende Fassung; 

„(1) Der Ersatzpflichtige haftet für jeden 
Unfall 

a) bei Luftfahrzeugen unter eintausend 
Kilogramm Fluggewldit bis zu einhun- 
derttausend Deutschen Mark, 

b) bei Luftfahrzeugen mit einem Flugge- 
wicht von mehr als eintausend und we- 
niger als zweitausendfünfhundert Kilo- 
gramm bis zu elnhundertfünfundsleb- 
zigtausend Deutschen Mark, 

c) bei größeren Luftfahrzeugen bis zu 
siebzig Deutschen Mark für jedes Kilo- 
gramm des Fluggewichts, jedoch höch- 
stens bis zu fünfhundertfünfzigtausend 
Deutschen Mark. 

Fluggewicht ist das bei der Zulassung des 
Luftfahrzeugs festgesetzte höchstzulässige 
Fluggewicht. 

(2) Ein Drittel der nach Absatz 1 errech- 
neten Summe dient für den Ersatz von 
Sachschäden, zwei Drittel dienen für den 
Ersatz von Personenschäden. Beträge, die 
danach für den Ersatz von Sachschäden 
vorgesehen, aber nicht in Anspruch ge- 
nommen worden sind, können für Per- 
sonenschäden in Anspruch genommen wer- 
den. Die Fföchstsumme des Schadensersat- 


zes für jede verletzte Person beträgt fünf- 
undfünfzigtausend Deutsche Mark.“ 

3. § 29 c wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„zwanzigtausend Deutsche Mark“ er- 
setzt durch die Worte „fünfunddreißig- 
tausend Deutsche Mark“, 

b) in Absatz 2 Satz 1 werden die Worte 
„vierzig Deutsche Mark“ ersetzt durch 
die Worte „siebzig Deutsche Mark“, 

c) in Absatz 3 werden die Worte „acht- 
hundert Deutsche Mark“ ersetzt durch 
die Worte „eintausendvierhundert 
Deutsche Mark“. 

4. In § 29 g Satz 2 werden die Worte „zwan- 
zigtausend Deutsche Mark“ ersetzt durch 
die Worte „fünfunddreißigtausend Deut- 
sche Mark“. 

5. § 29 m und die zu seiner Durchführung er- 
lassenen Vorschriften werden aufgehoben. 

Artikel 5 

In § 2 des Gesetzes über die Errichtung 
eines Kraftfahrt-Bundesamtes vom 4. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 488) wird hinter 
der Nummer 4 eingefügt: 

„4 a. die Führung der in § 6 Abs. 1 Nr. 4 a 
des Straßenverkehrsgesetzes vorgese- 
henen Kartei;“ 

Artikel 6 

Die in Artikel 1 Nr. 4 und den Artikeln 2 
und 4 bestimmten Beträge gelten vorbehalt- 
lich des Artikels 7 nur, wenn das schädigende 
Ereignis nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes eingetreten ist. 

Artikel 7 

(1) Ist nach den Vorschriften des Straßen- 
verkehrsgesetzes wegen der Tötung oder Ver- 
letzung eines Menschen Schadensersatz zu lei- 
sten, so kann der Ersatzberechtigte, soweit es 
nach seinen Verhältnissen aus Billigkeitsgrün- 
den erforderlich erscheint und dem Ersatz- 
pflichtigen zugemutet werden kann, Schadens- 
ersatz bis zur Höhe der in Artikel 1 Nr. 4 
bestimmten Beträge auch dann verlangen, 
wenn das schädigende Ereignis vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes eingetreten ist. So- 
weit der Schadensersatz durch Entrichtung 
einer Geldrente zu leisten ist, gilt dies nur 
für diejenigen Rentenbeträge, die nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig werden. 
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(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn 
der Ersatzpfliditige und der Ersatzberechtigte 
sich vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes da- 
hin geeinigt haben, daß der Ersatz durch Ent- 
richtung einer Geldrente zu leisten ist; dies 
gilt nicht, wenn und soweit die bisherigen 
Haftungshöchstbeträge für die Bestimmung 
der Höhe der Rentenbeträge nicht maßge- 
bend waren oder wenn sidi aus den Verein- 
barungen der Beteiligten etwas anderes ergibt. 

(3) Absatz 1 gilt nicht: 

1. wenn vor dem Inkrafttreten dieses Geset- 
zes dem Ersatzberechtigten durch rechts- 
kräftiges Urteil statt einer Geldrente ein 
Kapitalbetrag auf Grund der bisher gelten- 
den Vorschriften zuerkannt worden ist, 
oder 

2. wenn der Ersatzpfliditige und der Ersatz- 
berechtigte sich vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes dahin geeinigt haben, daß als 
Schadensersatz für die Zukunft ein Kapital- 
betrag zu entrichten ist, 

oder 

3. wenn und soweit die Ersatzansprüche auf 
einen anderen übergegangen sind. 

(4) Ist durch rechtskräftiges Urteil auf Ent- 
riditung einer Geldrente erkannt oder ist eine 
Verpflichtung zur Zahlung einer Geldrente 
in einem gerichtlichen Vergleich oder in einer 
vollstreckbaren Urkunde (§ 794 Nr. 1 und 
5 der Zivilprozeßordnung) übernommen, so 
kann der Ersatzbercditigte im Wege der 
Klage eine den vorstehenden Vorschriften 
entspreciiende Abänderung verlangen; die 


Vorschriften des § 323 Abs. 2 und 3 der 
Zivilprozeßordnung sind entsprechend anzu- 
wenden, 

(5) Der sich aus Absatz 1 ergebende An- 
spruch verjährt in zwei Jahren von dem Zeit- 
punkt an, in welchem der Ersatzberechtigte 
Kenntnis von den Umständen erlangt, aus 
denen sich der Anspruch ergibt, jedoch frühe- 
stens vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an. 
Er verjährt ohne Rücksicht auf die Bestim- 
mung des Satzes 1 in zehn Jahren von dem 
Unfall an. Im übrigen gelten für die Verjäh- 
rung die Vorschriften des § 14 Abs. 2, 3 des 
Straßenverkehrsgesetzes entsprechend. 

(6) Der in Absatz 1 bestimmte Anspruch 
kann insoweit nicht geltend gemacht werden, 
als auf dem Straßenverkehrsgesetz beruhende 
Schadensersatzansprüche gemäß den §§ 14, 15 
des Straßenverkehrsgesetzes nidit geltend ge- 
macht werden können. 

Artikel 8 

Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund der in diesem 
Gesetz enthaltenen Ermächtigungen erlassen 
werden, gelten im Lande Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesctzes. 

Artikel 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Der vorliegende Gesetzentwurf faßt eine 
Reihe dringend notwendig gewordener Ände- 
rungen verkehrsrechtlicher Gesetze zusam- 
men. Diese Änderungen betreffen in erster 
Linie die Anpassung der im Straßenverkehrs- 
gesetz, im Eisenbahnsachhaftpflidhtgesetz und 
im Luftverkehrsgesetz vorgesehenen Haf- 
tungshöchstbeträge an die gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Verhältnisse; die Erhöhung 
dieser Beträge ist im Interesse der Verkehrs- 
opfer dringend erforderlich, weil sie unzwei- 
felhaft unter den heutigen wirtschaftlichen 
Verhältnissen unzureichend sind. Außerdem 
sind noch einige Änderungen der verwal- 


tungs- und strafrechtlichen Vorschriften des 
Straßenverkehrsgesetzes, die sich seit der Neu- 
fassung dieses Gesetzes vom 19. Dezember 
1952 (BGBl. I S. 837) als notwendig erwiesen 
haben, und eine damit Im Zusammenhang 
stehende Änderung des Gesetzes über die Er- 
richtung eines Kraftfahrt-Bundesamtes vor- 
gesehen. 

Der Entwurf fügt sich in die Reihe der Maß- 
nahmen ein, die gegen das erschreckende An- 
wachsen der Verkehrsunfälle und zum Schutze 
der Verkehrsopfer bereits getroffen oder in 
Aussicht genommen sind. So ist beabsichtigt, 
die Pflichthaftpflichtversicherung für Kraft- 
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fahrzeuge in einigen Punkten zu ergänzen, 
insbesondere sie auf ausländische Kraftfahr- 
zeuge zu erstrecken. Außerdem sind Erörte- 
rungen darüber Im Gange, durch einen frei- 
willigen Zusammenschluß der Kraftfahrzeug- 
versicherer unter Beteiligung der nldit der 
Pflichtversicherung unterliegenden Kraft- 
fahrzeughalter Mittel bereitzustellen, aus 
denen diejenigen Verkehrsopfer eine Ent- 
schädigung erhalten sollen, die Schadenersatz 
für die durch ein Kraftfahrzeug verursachten 
Personenschäden nicht zu erlangen vermögen, 
z. B,, weil aus tatsächlichen Gründen, Insbe- 
sondere wegen Fahrerflucht, ein Haftpflich- 
tiger nicht ermittelt werden kann, oder weil 
aus besonderen Gründen dem verantwortli- 
chen Kraftfahrzeughalter Haftpflichtversiche- 
rungsschutz nicht gewährt wird. 

Im einzelnen ist zur Begründung des Ent- 
wurfs folgendes auszuführen: 

Zu Art, 1 
Zu Nr. 1 

Fahrerlaubnisse, die lediglich zu dienstlichen 
Zwecken erteilt worden sind (§ 14 der Stra- 
ßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung — StVZO 

— in der Fassung vom 24. August 1953 

— BGBl. I S. 1166 — ), gelten nur für die 
Dauer des Dienstverhältnisses. Es ist deshalb 
nicht angängig, den Dienstherrn in seinen 
Maßnahmen, die er innerhalb eines freiwillig 
übernommenen Gewaltverhältnisses trifft, 
einzuengen und ihm aufzuerlegen, daß er dem 
Behördenbediensteten während der Dauer 
eines Strafverfahrens, in dem die Entziehung 
der Fahrerlaubnis nach § 42 m des Straf- 
gesetzbuchs in Betracht kommt, die Fahr- 
erlaubnis beläßt und den Sachverhalt, der 
Gegenstand des Strafverfahrens ist, bei seinen 
dienstlichen Entscheidungen nicht berück- 
sichtigt. 

Zu Nr. 2 Buchstabe a 

§ 6 StVG hat bisher einen gesetzlichen Rah- 
men für Rechtsverordnungen nur Insoweit 
geboten, als es zur Erhaltung der Ordnung 
und Sicherheit auf den Öffentlichen Straßen 
und zur Verhütung vermeidbarer Belästigun- 
gen erforderlich ist. Es ist zweifelhaft, ob 
Verordnungen, die nicht In erster Linie die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, son- 
dern den Schutz des Straßenkörpers bezwek- 
ken, unter die Begriffe „Erhaltung der Ord- 
nung und Sicherheit auf öffentlichen Straßen“ 
eingereiht werden können. Solche Verordnun- 
gen sind aber unentbehrlich. Dazu rechnen 
z. B. Verordnungen über straßensdionende 


Bauweise der Fahrzeuge. Aus diesem Grunde 
soll § 6 StVG ergänzt werden, um die Zu- 
lässigkeit solcher Verordnungen klarzustellen. 

Die Verhütung vermeidbarer Belästigungen 
gehört zur Erhaltung der Ordnung und 
Sidierhelt auf den öffentlichen Straßen. In- 
folgedessen wurden schon zu einer Zeit, als 
§ 6 KFG (jetzt: StVG) nur zum Erlaß von 
Verordnungen über die Erhaltung der Ord- 
nung und Sicherheit auf den öffentlichen Stra- 
ßen ermächtigte, vermeidbare Belästigungen 
durch den Straßenverkehr im Verordnungs- 
wege verboten (§ 1 StVO — 1937 — und 
§ 30 StVZO — 1937 — , ebenso wie schon 
vorher §§ 25 und 5 Abs. 2 RStVO — 
1934 — ). 

Bei den Beratungen zum Straßenverkehrs- 
sicherungsgesetz (vgl. die Anlage zum Steno- 
graphischen Bericht der 237. Sitzung des 
Deutschen Bundestages, 1. Wahlperiode, 
S. 10957 ff.) erwies sich § 6 als zu eng. Es 
wurde bemängelt, daß die Ermächtigung 
fehlte, bundeseinheitliche Vorschriften über 
den Schutz der Nachtruhe und der Erholung- 
suchenden gegen Störung durch den Kraft- 
fahrzeugverkehr zu erlassen. In der 196. Sit- 
zung des Bundestagsausschusses für Rechts- 
wesen und Ver fas sungs recht (2. Juli 1952, 
nachmittags) wurden daher auf Antrag des 
Abgeordneten Ewers (DP) die Worte „und 
zur Verhütung vermeidbarer Belästigungen“ 
in § 6 Abs. 1 Nr. 3 eingefügt. Auf die „Ver- 
meidbarkeit“ wurde großer Wert gelegt, um 
zu verhüten, daß örtlidie Verkehrsverbote zu 
einer Existenzbedrohung für die davon Be- 
troffenen werden könnten. 

Dem Willen des Gesetzgebers, bundeseinheit- 
liche Vorschriften über den Schutz der Nacht- 
ruhe und der Erholungsuchenden gegen Stö- 
rung durch den Kraftfahrzeugverkehr erlas- 
len zu können, kann mit einer auf die Ver- 
hütung vermeidbarer Belästigungen be- 
schränkten Ermächtigung nicht Rechnung ge- 
tragen werden. Denn die Belästigungen, auf 
deren Verhütung es hier ankommt, sind tech- 
nisch bedingt und daher unvermeidbar. Daß 
z. B. ein schwerer Lastzug Lärm verursacht, 
ist unvermeidbar. Infolgedessen hat der Bun- 
desminister für Verkehr dem Auftrag des 
Deutschen Bundestages, Vorschriften für den 
Schutz der Nachtruhe In Kurorten zu erlas- 
sen, nur dadurch nachkommen können, daß 
er von der Verhütung „anders nicht vermeid- 
barer Belästigungen“ spricht (§ 4 Abs. 1 
StVO). Es sind Zweifel auf getreten, ob der 
Bundesminister für Verkehr damit nicht die 
in § 6 des Gesetzes ihm gegebene Ermächti- 
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gung überschritten hat, und es ist deshalb 
notwendig, durch Streichung des Wortes 
„vermeidbarer“ die Rechtslage klarzustellen. 

In Anpassung an den Wortlaut des § 21 StVG 
wurde das Wort „Straßen“ durch die Worte 
„Wegen oder Plätzen“ ersetzt. 

Zu Nr. 2 Buchstabe b 

Nach Art. 74 Nr. 22 des Grundgesetzes ge- 
hören alle Bestimmungen über den Straßen- 
verkehr, das Kraftfahrwesen und den Bau 
und die Unterhaltung von Landstraßen des 
Fernverkehrs zur konkurrierenden Gesetz- 
gebung. Auf das Motiv der Regelung kommt 
es nicht an, soweit die Voraussetzungen des 
Art. 72 Abs. 2 GG erfüllt sind. Beweggrund 
für die Vorschriften kann deshalb auch der 
Schutz der Feiertagsruhe sein. Dementspre- 
chend unterschied auch bisher § 6 Abs. 1 Nr. 3 
des Straßenverkehrsgesetzes bei der Ermäch- 
tigung zur Verhütung von Belästigungen 
durch den Straßenverkehr nicht nach dem 
Motiv der Verhütung. Da gleichwohl Zweifel 
geäußert worden sind, soll § 6 Abs. 1 Nr. 3 
Buchstabe d so ergänzt werden, daß diese 
Zweifel entfallen. Durch die gewählte Fassung 
soll deutlich zum Ausdruck gebracht werden, 
daß es sich hier ausschließlich um Verkehrs- 
maßnahmen handelt, die bundeseinheitlich 
getroffen werden sollen. 

Zu Nr. 2 Buchstabe c 

Bei der Durchführung der Vorschriften über 
die Höchstdauer der Lenkung für Kraftfahr- 
zeuge hat es sich als unzweckmäßig erwiesen, 
daß die Führer von Zugmaschinen, vor allem 
von Sattelzugmaschinen, nicht erfaßt werden 
konnten, obwohl sie nach dem Zweck dieser 
Bestimmungen erfaßt werden müssen. 

§ 6 Abs. 1 Nr. 4 des Straßenverkehrsgesetzes 
wird deshalb ergänzt. 

Zu Nr. 2 Buchstabe d 

Die gemeinsame Konferenz der für den Ver- 
kehr, für die Polizei, für die Finanzen und 
für den Straßenbau zuständigen Minister der 
Länder vom 28. Januar 1954 stellte fest: 

„Die steigende Zahl der Unfälle im Straßen- 
verkehr, insbesondere die stark anwachsende 
Zahl der getöteten und verletzten Menschen, 
macht einschneidende und nachdrückliche 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Verkehrs- 
unfälle erforderlich.“ 

Diese Auffassung wurde von der Konferenz 
der Justizminister der Länder über Fragen 
der Verkehrssicherheit und der Verkehrsun- 


fallbekämpfung vom 1. April 1954 geteilt. 
Sie griff den Gedanken einer allgemeinen Er- 
fassung der Verkehrsverstöße auf und faßte 
folgenden Beschluß: 

„Es sollten Maßnahmen getroffen werden, 
daß alle Verurteilungen wegen Verkehrszu- 
widerhandlungen für die Zwecke der Justlz- 
und Verkehrsbehörden kartei- oder register- 
mäßig erfaßt werden.“ 

Für die Durchführung dieses Beschlusses bieten 
sich folgende Wege an: 

a) Registrierung aller Verurteilungen wegen 
Verkehrs verstoßen im Strafregister, 

b) Erfassung der Verkehrssünder in polizei- 
lichen Listen auf örtlicher oder regionaler 
Basis, 

c) Einrichtung einer zentralen Verkehrssün- 
derkartei für das ganze Bundesgebiet. 

Nach § 2 der Strafregisterverordnung In der 
Fassung vom 17, Februar 1934 (RGBl. I 
S. 140) sind Verurteilungen zu Geldstrafen 
wegen bloßer Übertretung der Verkehrsvor- 
schriften nicht registerpflichtig. Eine entspre- 
chende Änderung der Strafregisterverord 
nung würde zwar den Bedürfnissen der Straf- 
verfolgung und der gerichtlichen Maßnahmen 
zur Sidierung der Allgemeinheit (Entziehung 
der Fahrerlaubnis) im Einzelfall genügen. Die 
Eintragungen Im Strafregister vermögen je- 
doch nicht für die verkehrspolltischen Über- 
legungen und verkehrserzieherischen Maß- 
nahmen den notwendigen Überblick und aus- 
reichende Unterlagen zu geben. Die Erfassung 
aller Verurteilungen wegen Verkehrsverstößen 
Im Strafregister würde überdies bei der sehr 
hohen Zahl von Verkehrsübertretungen eine 
außerordentliche Arbeitsbelastung für die Re- 
gisterbehörden mit sich bringen, die in kei- 
nem Verhältnis zu der nur beschränkten Ver- 
wertbarkeit der Eintragungen stünde. Die 
Strafregisterbehörden sind auch nicht darauf 
eingerichtet, die zuständigen Verwaltungs- 
behörden von sich aus zu benachrichtigen, 
wenn nach den Aufzeichnungen Maßnahmen 
in Betracht kommen. 

Die Erfassung In pollzeillcheh Listen auf ört- 
licher oder regionaler Basis würde ebenfalls 
nicht genügen, da die Verkehrsverstöße ein- 
zelner Verkehrsteilnehmer zu einem beträcht- 
lichen Teil an verschiedenen Orten des Bun- 
desgebietes begangen werden. Für den Eln- 
zelrall könnte ein hinreichend sicherer Über- 
blick erzielt werden, wenn alle Verkehrsver- 
stöße z. B. an die Verwaltungsbehörde der 
Wohnsitzgemeinde gemeldet würden. Ein Ge- 
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samt üb erb lick würde durch die Führung von 
Registern bei örtlichen Behörden wohl kaum 
erreicht werden können, weil diese Register 
einer Auswertung durch den Bundesminister 
für Verkehr nicht ohne weiteres zugänglich 
sind. Auch würde die Registrierung dieser Art 
zu einer erheblichen zusätzlichen Arbeitsbe- 
lastung der Verwaltungsbehörden führen. 
Zudem ist erfahrungsgemäß gerade bei klei- 
nen Verwaltungsbehörden eine Gewähr für 
die zuverlässige Führung der Kartei nicht in 
dem erforderlichen Maß gegeben. 

Der Gesetzentwurf schlägt daher die Einrich- 
tung einer zentralen Verkehrssünderkartei 
bei dem Kraftfahrt-Bundesamt vor (vgl. 
Art. 5). Durdi die Zusammenfassung in einer 
zentralen Kartei können nicht nur die Be- 
dürfnisse der Justiz befriedigt, sondern auch 
die sonstigen mit der Erfassung erstrebten 
Zwecke erreicht werden: 

1. Die zentrale Führung der Kartei hat den 
Vorteil, daß sie in Ihrer Kontinuität von 
etwaigem W ohnsitzverlegungen unabhän- 
gig ist und daß die erforderlichen Unter- 
lagen jederzeit und für jeden Fall immer 
bei derselben Anschrift eingefordert wer- 
den können. 

2. Durch die beabsichtigte technische Ausge- 
staltung der Kartei soll sowohl eine Aus- 
wertung nach großen Gruppen (z. B. Fuß- 
gänger, Radfahrer, alle Verkehrsyerstöße 
eines bestimmten Landes oder Kreises, An- 
teil einer bestimmten Gruppe von Ver- 
kehrsteilnehmern an den Verkchrsstraf- 
taten in einem bestimmten Gebiet) als auch 
eine Feinauswertung (z. B. nach den Arten 
der Verkehrsverstöße einer bestimmten 
Gruppe von Verkehrsteilnehmern) ermög- 
licht werden. 

Es darf also erwartet werden, daß mit Hilfe 
der Verkehrssünderkartei 

a) die noch immer unzureichende Unfall- 
ursachenforschung entscheidende Fort- 
schritte macht, 

b) die sogenannten Unfäller entdeckt wer- 
den, damit diese insbesondere von der 
Führung von Kraftfahrzeugen ausge- 
schlossen werden, 

c) die dringend notwendige ärztliche Un- 
tersuchung derjenigen Kraftfahrzeug- 
führer eingeleitet wird, bei denen durdi 
ihr Verhalten im Straßenverkehr Zwei- 
fel an der körperlichen oder geistigen 
Tauglichkeit aufgetaudit sind. 


3. Den Verwaltungsbehörden soll allgemein 
und für den einzelnen Fall die Grundlage 
geschaffen werden, sich an alle Verkehrs- 
sünder ihres Bezirks mit Aufklärung und 
Belehrung zu wenden. 

4. Die Zentralkartei läßt nicht nur für die 
Verkehrserziehung, sondern vor allem auch 
für gesetzgeberische Maßnahmen zur He- 
bung der Sicherheit des Straßenverkehrs 
wertvolle Aufschlüsse erwarten. 

Die Verkehrssünderkartei kann natürlich erst 
dann ihre Zwecke erfüllen, denen sie dienen 
soll, wenn sie alle Verkehrsstrafen und an- 
dere einschlägige gerichtliche Maßnahmen, 
die über Verkehrssünder verhängt werden, 
registriert. Die gewählte Fassung soll sicher- 
stellen, daß der zentralen Kartei gemeldet 
werden 

a) alle Schuldsprüche, 

b) alle Freisprüche wegen Unzurechnungs- 
fähigkeit in Verbindung mit der Entzie- 
hung der Fahrerlaubnis, 

c) die Ahndung von Straftaten Jugendlicher, 
unabhängig davon, ob Erziehungsmaß- 
regeln, Zuchtmittel oder Strafen verhängt 
werden, 

d) Maßregeln der Sicherung und Besserung. 

Bei der Auswertung der Verkehrssünderkartei 
kann nur nach reditsstaatllchen Grundsätzen 
verfahren werden. Insbesondere muß der in 
der Kartei eingetragene Verkehrssünder ge- 
gen unbefugte Einsichtnahme in die Kartei 
und unangemessene Auskunfterteilung ge- 
schützt w^erden. Deshalb ist der Auswertungs- 
zweck genau festgelegt. Außerdem soll für 
die Tilgung und Beschränkung das gleiche 
gelten, wie es das Straftilgungsgesetz vom 
9. April 1920 in der Fassung vom 17. No- 
vember 1939 (RGBl. I S. 2254) für die poli- 
zeilichen Listen bestimmt. 

Zu Nr. 2 Buchstabe e 

Nach Art. 5 des Gesetzes zur Sicherung des 
Straßenverkehrs bestimmt der Bundesmini- 
ster für Verkehr allgemeine Ausnahmen von 
den Vorschriften der Straßenverkehrs-Zulas- 
sungs-Ordnung und der Straßenverkehrs- 
Ordnung durdi Rechtsverordnung ohne Zu- 
stimmung des Bundesrates nach Anhörung 
der zuständigen obersteii Landesbehörden. 
Aus Gründen der Übersichtlichkeit ist es 
zweckmäßig, diese Ermächtigung im Straßen- 
verkehrsgesetz selbst erkennbar zu machen. 

§ 6 Abs. 1 letzter Satz des Straßenverkehrs- 
gesetzes wird deshalb ergänzt. 
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Zu Nr. 3 

Da die geltende Fassung des § 8 Abs. 2 keine 
Bestimmung des Begriffs „öffentlicher Ver- 
kehr“ enthält, ist seine Auslegung in Recht- 
sprechung und Schrifttum zweifelhaft (vgl. 
Müller, Straßenverkehrsrecht, 18. Aufl. 
S. 278 ff.). Der Schutz der Verkehrsopfer und 
die Billigkeit verlangen, daß die Gefährdungs- 
haftung auf alle Arten des genehmigungs- 
pflichtigen Personenverkehrs (Linien-, Drosch- 
ken-, Ausflugs- und Mietwagenverkehr) er- 
streckt wird. 

Zu Nr. 4 Buchstaben a bis e 

1. Die gegenwärtig geltenden, auch ln die als 
Straßenverkehrsgesetz bezelchnete Neufassung 
des Kraftfahrzeuggesetzes vom 19. Dezember 
1952 (BGBl. I S. 837) übernommenen Haf- 
tungshöchstbeträge beruhen auf der Verord- 
nung zur Änderung der Haftpflichthöchst- 
summen im Kraftfahrzeug- und Luftverkehr 
vom 6. Februar 1924 (RGBl. I S. 42) und sind 
aus den besonderen Zeitverhältnissen bei Er- 
laß dieser Verordnung zu erklären. Sie stellen 
lediglich die Hälfte derjenigen Höchstbeträge 
dar, die in der ursprünglichen Fassung des 
Kraftfahrzeuggesetzes vom 3. Mai 1909 
(RGBl. S. 437) vorgesehen waren. Schon hier- 
aus ergibt sich, daß die gegenwärtig geltenden 
Höchstbeträge nicht zu einer Entschädigung 
der Verletzten in einem Umfang führen 
können, wie er dem Gesetzgeber bei dem Er- 
laß des Kraftfahrzeuggesetzes vorgeschwebt 
hat. Daß sie unter den heutigen wirtschaft- 
lichen Verhältnissen durdiaus unzulänglich 
sind, ist unbestritten. Dabei ist zu berücksich- 
tigen, daß die Haftungshöchstbeträge für 
Personenschäden neben dem Ersatz für die 
Kosten der Heilung oder versuchten Heilung 
auch den Ersatz für den Verdienstausfall und 
für entzogenen Unterhalt in sich schließen 
und daß sie schon dann nicht mehr ausreichen, 
wenn z. B. ein vollerwerbsunfähig geworde- 
ner Verletzter einen höheren Wochenver- 
dienst als 30 DM hatte. Es ist deshalb ver- 
ständlich, daß auch im Schrifttum (vgl. Däub- 
1er, NJW 1951 S. 162; Krebs, Beilage zu 
Heft 12, 1951 der Monatsschrift „Deutsches 
Autorecht“, insbesondere S. 209 ff.) und 
kürzlich vom Verkehrsrechtsausschuß des 
Deutschen Anwaltsvereins unter Zustimmung 
der Arbeitsgemeinschaft der Anwaltskammer- 
vorstände im Bundesgebiet die Forderung 
nach einer angemessenen Erhöhung erhoben 
worden ist. Gegen die Notwendigkeit einer 
Erhöhung kann auch nicht eingewendet wer- 
den, daß — wie nachstehend noch näher aus- 


zuführen sein wird — die Zahl der Fälle, in 
denen die Haftungsgrenzen von Bedeutung 
sind, allzu groß ist. Entscheidend muß viel- 
mehr sein, daß im Einzelfall die aus den 
Höchstbeträgen entstehenden Härten so 
schwer wiegen, daß Abhilfe dringend geboten 
erscheint. Der Entwurf sieht demgemäß vor, 
die Haftungshöchstbeträge gegenüber dem 
gegenwärtigen Stand zu verdoppeln. Es darf 
angenommen werden, daß bei dieser Höhe 
die bisher aufgetretenen Härten vermieden 
werden können. 

II. Nachteile gesamtwirtschaftlicher Art sind 
aus dieser Erhöhung nicht zu befürchten. 

a) Einmal ist zu berücksichtigen, daß die 
Hödistbeträge nur von Bedeutung sind, 
wenn die Haftung ausschließlich auf der 
Gefährdungshaftung beruht und der Scha- 
den die Haftungshöchstbeträge erreicht 
oder übersteigt. Dies sind verhältnismäßig 
wenig Fälle. 

Die Gefährdungshaftung nach dem StVG 
bleibt als Hafcungsgrundlage außer Be- 
tracht In den Fällen, in denen die Fahrt 
in Ausübung hoheitlicher Gewalt ausge- 
führt wird und der aus § 839 BGB In 
Verbindung mit Art. 34 GG haftende 
öffentlich-rechtliche Haftungsträger zu- 
gleich der Halter des Fahrzeuges ist (vgl. 
RG 145, 181). Weiter kommt, da die 
durdi das Gesetz über die Einführung der 
Pflichtversicherung für Kraftfahrzeug- 
halter usw. vom 7. November 1939 
(RGBl. I S. 2223) vorgcschriebene PflldiL- 
haftpflichtversicherung für Kraftfahrzeuge 
nach den von den Aufsichtsbehörden 
genehmigten Versicherungsbedingungen 
nicht nur die gesetzliche Haftung des 
Kraftfahrzeughalters, sondern auch die 
Haftung des berechtigten Fahrers des 
Kraftfahrzeugs deckt, der Gefährdungs- 
haftung nach dem Straßenverkehrsgesetz 
praktische Bedeutung auch ln allen Fällen 
nicht mehr zu, in denen der Unfall durch 
ein Verschulden des berechtigten^ Fahrers 
des Kraftfahrzeugs verursacht wird und 
die Haftpflichtversicherung eingreift. 

Als Anwendungsfälle der Kraftfahrzeug- 
haftung kommen demnach praktisch im 
wesentlichen wohl nur noch folgende 
Fälle in Betracht: 

aa) Unfälle, die ohne ein Verschulden 
des Halters oder Fahrers durch einen 
Fehler in der Beschaffenheit des Fahr- 
zeugs oder durch ein Versagen seiner 
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Vorrichtungen verursacht werden 
(§ 7 Abs. 2 Satz 1 StVG); 

bb) Unfälle bei einer Schwarzfahrt (§ 7 
Abs. 3 StVG); 

cc) Fälle, in denen kein Haftpflichtver- 
sicherungsschutz besteht und der 
Halter nicht nach den §§ 823 ff., ins- 
besondere auch § 831 BGB, haftbar 
ist. Als Fälle, in denen Haftpflicht- 
versicherungsschutz nicht besteht, 
kommen in Betracht einmal Unfälle, 
die durch Kraftfahrzeuge verursacht 
werden, die ihren Standort nicht im 
Inland haben (§ 1 des Gesetzes vom 
7. November 1939), weiter Unfälle 
durch Kraftfahrzeuge, die trotz Ver- 
lustes des Versicherungsschutzes 
(§ 158 c VVG) sich noch im Verkehr 
befinden, schließlida Unfälle durch 
Kraftfahrzeuge, deren Halter gemäß 
§ 2 des Gesetzes vom 7. November 
1939 von der Pflichtversicherung 
ausgenommen sind. Auch in Fällen 
der letzterwähnten Art (Kraftfahr- 
zeuge des Bundes, der Länder, Ge- 
meinden usw.) ist das Verkehrsopfer 
aber im allgemeinen nicht auf die 
Ansprüche nach dem Straßenver- 
kehrsgesetz beschränkt, weil hier die 
bei Gelingen des Entlastungsbeweises 
nach § 831 BGB in Betracht kom- 
mende Gefährdungshaftung in der 
Regel unter arbeits- oder beamten- 
rechtlichen Gesichtspunkten durch 
ein Eintreten des öffentlidi-recht- 
lichen Arbeitgebers oder Dienstherrn 
für den Fahrer des Kraftfahrzeugs 
ergänzt wird (vgl. hierzu den Erlaß 
des RM.d.Finanzen vom 9. April 
1942, Reichshaushalts- und Besol- 
dungsblatt S. 86); 

dd) Fälle, in denen der Fahrer selbst nur 
in den Grenzen des StVG haftet, weil 
er den ihm durch § 18 StVG auf- 
erlegten Entlastungsbeweis nidit füh- 
ren kann, anderseits aber ein Ver- 
schulden ihm nicht nachgewiesen 
werden kann. 

Zuverlässige statistisdie Unterlagen über 
die Zahl der Fälle, in denen aus den 
unter Buchstaben aa bis dd dargelegten 
Gründen Kraftfahrzeugunfälle nur nach 
den Haftungsvorschriften des Straßen- 
verkehrsgesetzes beurteilt werden, oder 
über das Verhältnis, in dem die nadi dem 
Straßenverkehrsgesetz und die nach den 


allgemeinen defiktischen Grundsätzen be- 
handelten Kraftfahrzeugunfälle zuein- 
ander stehen, haben sich nicht ermitteln 
lassen. Als sicher kann angenommen wer- 
den, daß es sich bei den auf Grund der 
Gefährdungshaftung abgewickelten Scha- 
densfällen zu einem mindestens sehr er- 
heblichen Teil um Bagatellfälle handelt, 
bei denen der Frage, ob Gefährdungs- 
haftung oder Delikthaftung maßgeblich 
ist, deshalb keine Bedeutung zukommt, 
weil die Schäden innerhalb der Haftungs- 
höchstbeträge des Straßenverkehrsgesetzes 
liegen. Ermittlungen in der Richtung, in 
wie vielen Fällen die einem Verletzten in 
der Vergangenheit zugebilligten Renten- 
ansprüche genau mit den Haftungshöchst- 
beträgen des Straßenverkehrsgesetzes 
übereinstimmen oder nur unwesentlich 
unter diesen Beträgen liegen, haben nur 
eine geringe Zahl soldier Fälle ergeben. 

b) Die gesamtwlrtschaftlidien finanziellen 
Auswirkungen der Erhöhung der Haf- 
tungshöchstbeträge sind aus den vorste- 
hend dargelegten Gründen nur gering. 
Insbesondere hat sich nach eingehenden 
Erörterungen mit den Haftpflicht Ver- 
sicherern ergeben, daß sie nicht zu einer 
Erhöhung der Prämien für Kraftfahr- 
zeughaftpflichtversicherung führen wird. 
Sie wird weiter ohne Einfluß auf die 
Mindestversicherungsbeträge nach dem 
Pflidithaftpfliditversicherungsgesetz vom 
7. November 1939 (RGBl. I S. 2223) sein. 
Die nach dem Pfliditversicherungsgesctz 
und seinen Durchführungsvorschriften 
vorgesehenen Mlndestversicherungssum- 
men genügen, um audi die neuen Höchst- 
beträge zu decken, allerdings mit einer 
Ausnahme: Für den Fall, daß mehrere 
Personen durch denselben Unfall verletzt 
oder getötet werden, überschreitet der 
neue Haftungshöchstbetrag von 150 000 
DM die Mindestversicherungssumme für 
gewöhnliche Kraftfahrzeuge, die 100 000 
DM beträgt. Die Haftpflichtversicherer 
haben, um auda insoweit eine Änderung 
des Pflichtversicherungsgesetzes unnötig 
zu machen, sich aber bereit erklärt, auch 
für diesen Fall einzutreten und eine ent- 
sprechende geschäftsplanmäßige Erklärung 
abzugeben; hierdurch ist gewährleistet, 
daß auch ohne gesetzliche Maßnahmen 
0‘der Änderungen der Versicherungsver- 
träge die Kraftfahrzeughalter und die 
Verkehrsopfer in dem erforderlichen 
Maße geschützt werden. Die Haftpfllcht- 
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Versicherer haben weiter erklärt, daß eine 
Erhöhung der Haftpflichtversicherungs- 
prämien bei der vorgesehenen Bemessung 
der Haftungshöchstbeträge nicht erforder- 
lich werde. Die Erhöhung der Höchst- 
beträge wird also nicht zu einer zusätz- 
lichen Belastung der Kraftfahrzeughalter 
führen. 

Zu Nr. 4 Buchstabe d 

Nach § 12 Abs. 3 des Straßenverkehrs- 
gesetzes kann die Bundesregierung bei wesent- 
licher Änderung der wirtsdiaftlichen Verhält- 
nisse die Haftungs’beträge anderweitig fest- 
setzen. Diese Bestimmung, die auf dem Ge- 
setz zur Änderung des Gesetzes über den 
Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 23. De- 
zember 1922 (RGBl. 1923 I S. 1) beruht, 
ist mit einer Änderung durch Art. I 
Buchstabe c der bereits erwähnten Verord- 
nung vom 6. Februar 1924 auch in das 
Straßenverkehrsgesetz übernommen worden. 
Von einer Ausnutzung dieser Ermächtigung 
muß — abgesehen von Bedenken, die sich aus 
Art. 80 Abs. 1 GG ergeben können — schon 
deshalb abgesehen werden, weil Ubergangs- 
vorschriften erforderlich sind (vgl. Art. 6, 7) 
und weil es für die gleichzeitig vorzusehende 
Änderung des Eisenbahnsachhaftpflichtgesetzes 
und des Luftverkehrsgesetzes an einer ent- 
sprechenden Ermächtigung fehlt. Die Ermäch- 
tigung kann nunmehr, wie dies durch Nr. 4 
Buchstabe d des Art. 1 vorgesehen ist, unbe- 
denklich entfallen, nachdem die vorgesehene 
Anpassung im Gesetzgebungswege erfolgt. 

Zu Nr. 5 

Die Überschrift des Abschnitts III des Ge- 
setzes wird dem Inhalt des Abschnitts ange- 
paßt. 

Zu Nr. 6 

Für den Schutz von Rechtsvorschriften zur 
Verhütung von Belästigungen durch den 
Straßenverkehr galt § 21 bisher nicht. Die 
Erweiterung des § 21 stellt nunmehr alle An- 
ordnungen, die nach § 6 erlassen werden 
können, unter Strafschutz. Das Wort „poli- 
zeiliche“ wird gestrichen, da es zu Mißver- 
ständnissen führen kann; der Polizeibegriff 
hat sich gewandelt. 

Zu Nr. 7 

Auf Veranlassung der gemeinsamen Konfe- 
renz der für den Verkehr, die Polizei, die 
Finanzen und den Straßenbau zuständigen 
Minister der Länder vom 28. Januar 1954 


prüften der Verkehrssicherheitsausschuß beim 
Bundesverkehrsministerium und die Konfe- 
renz der Justizminister vom 1. April 1954, 
ob zur Sicherung des Straßenverkehrs die Er- 
höhung der Gebühr für die gebührenpflih- 
tige Verwarnung nach § 22 des Straßenver- 
kehrsgesetzes zu empfehlen sei. 

Das Ergebnis wurde von der Justizminister- 
konferenz mit den Worten zusammengefaßt: 
„Das Anwendungsgebiet der gebührenpflich- 
tigen Verwarnung sollte zur Entlastung der 
Gerichte und zur Beschleunigung der Ahn- 
dung dadurch erweitert werden, daß die in 
§ 22 des Straßenverkehrsgesetzes vom 19. De- 
zember 1952 (BGBl. I S. 837) vorgesehene 
Gebühr auf einen Höchstsatz von 5, — Deut- 
she Mark festgesetzt wird.“ 

Die Änderungen des § 22 sollen diesen Be- 
schluß durchführen. 

Zu Nr. 8 

Zulassung und Kennzeichnung zulassungs- 
pflichtiger Fahrzeuge gehören nicht mehr 
zum i\ufgabengebiet der Polizei. Infolge- 
dessen spricht die StVZO nidit mehr von 
polizeilichen, sondern von amtliclien Kenn- 
zeldien. Die insoweit überholte Fassung des 
§ 25 ist daher zu berichtigen. 

Da feststeht, daß die Kennzeichenpflicht für 
Kraftfahrzeuganhänger bestehen bleiben wird, 
muß die Strafvorschrift ausdrücklich auch auf 
sie ausgedehnt werden. 

Zu Nr. 9 Buchstabe a 

Die Bestimmung des Begriffs „Kraftfahr- 
zeuge“ (§ 1 Abs. 2) gilt für alle Teile des 
Straßenverkehrsgesetzes und ist in den Tei- 
len II und III auch für Kleinkrafträder und 
Fahrräder mit Hilfsmotor von Bedeutung. 
Zur Ausschaltung von Zweifeln wird § 27 
Abs. 1 entsprechend ergänzt. 

Zu Nr. 9 Buchstabe b 

Die Ergänzung dient lediglich der Klarstel- 
lung. 

Zu Art. 2 

Die Haftung der Eisenbahnen und Straßen- 
bahnen aus Gefährdungshaftung für Sach- 
schäden ist durch § 4 des Gesetzes über die 
Haftung der Eisenbahnen und Straßenbahnen 
für Sachschaden vom 29. April 1940 (RGBl. I 
S. 691) auf einen Höchstbetrag von 15 000, — 
DM (früher RM) begrenzt. Der Höchstbetrag 
gilt nach § 2 dieser Vorschrift auch dann, 
wenn auf Grund desselben Ereignisses an 
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mehrere Personen Entschädigungen für Sach- 
schaden zu leisten sind, die insgesamt den 
Höchstbetrag von 15 000, — DM übersteigen; 
er gilt nicht für die Beschädigung von Grund- 
stücken. Es erscheint in Anbetracht der ge- 
genwärtigen wirtschaftlichen Verhältnisse an- 
gemessen, den Haftungsbetrag auf 25 000, — 
DM festzusetzen. Dabei ist berücksichtigt, 
daß im Hinblick auf den späteren Entste- 
hungszeitpunkt des Gesetzes eine Erhöhung 
nicht im gleichen Verhältnis erforderlich er- 
scheint wie im Falle der Kraftfahrzeughaf- 
tung und daß sich Übereinstimmung mit dem 
>m § 7 b des Reichshaftpflichtgesetzes be- 
stimmten Betrag ergibt. 

Von einer Ändeirnng der Haftungshöchst- 
summen für Personenschäden nach § 7 a des 
Reichshaftpflichtgesetzes vom 7. Juni 1871 
(in der Fassung des Gesetzes zur Änderung 
des Reichshaftpflichtgesetzes vom 8. Juli 1923 
— RGBl. I S. 615 — ) ist abgesehen. Die Haf- 
tung des Unternehmers der Eisenbahn oder 
Straßenbahn ist nach den geltenden Bestim- 
mungen, soweit es sich um die Aufhebung oder 
Minderung der Erwerbsfähigkeit, die Vermeh- 
rung der Bedürfnisse des Verletzten sowie den 
einem Unterhaltsberechtigten für den entzo- 
genen Unterhalt zu leistenden Ersatz handelt, 
auf eine Jahresrente von 15 000, — DM (früher 
RM) begrenzt. Dieser Betrag reicht zweifel- 
los aus, um einem Verletzten in einer Härten 
ausschließenden Weise Schadensersatz zu ge- 
währen. Neuerdings sind Vorschläge gemadit 
worden, diese Haftungssummen herabzu- 
setzen und denen der Kraftfahrzeughaftung 
anzugleidien oder wenigstens anzunähern 
(vgl. Krebs, Beilage zu Heft 12, 1951 der Mo- 
natsschrift „Deutsches Autoredit“ S. 209 ff.; 
Dickertmann, Die Bundesbahn, Heft 7, 1952 
unter V h). Von einer Behandlung dieser 
Frage im Rahmen des vorliegenden Entwurfs 
muß aber abgesehen werden. Den Haftungs- 
höchstsummen kommt im übrigen bei der 
Haftung der Eisenbahnen und Straßenbahnen 
deshalb eine besondere Bedeutung zu, weil die 
bei Kraftfahrzeugen regelmäßig bestehende 
Haftpflichtversicherung für deliktische Haf- 
tung des Führers oder sonst unmittelbar ver- 
antwortlicher Personen nicht besteht. Der 
Unternehmer der Eisenbahn oder Straßenbahn 
haftet, weil er nach den Erfahrungen der Ge- 
richtspraxis häufig in der Lage ist, den Ent- 
lastungsbeweis aus § 831 BGB zu führen, im 
allgemeinen nur auf Grund des Reichshaft- 
pflichtgesetzes. Dies hat zur Folge, daß auch 
der Verletzte in der Regel, weil er durchweg 
etwaige deliktische Ansprüche gegen die un- 


mittelbar verantwortlichen Personen mit 
Aussidit auf Erfolg nicht geltend machen 
kann, ausschließlich auf die Ansprüche aus 
Gefährdungshaftung angewiesen ist. Die Kor- 
rektur, die die Kraftfahrzeughaftung durch 
das Bestehen einer auch das Verschulden des 
Fahrers deckenden Pflichthaftpflichtversiche- 
rung im gewöhnlichen Falle erfährt, entfällt 
also bei den gewöhnlichen Fällen der Eisen- 
bahn- und Straßenbahnhaftung. Schon diese 
Überlegung zeigt, daß die Haftungsgrenze für 
Personenschäden nach dem Reichshaftpflicht- 
gesetz unter anderen rechtlichen und wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten gewürdigt wer- 
den muß als die nadi dem Straßenverkehrs- 
gesetz. Abgesehen hiervon wären auch noch 
weitere Erörterungen darüber anzustellen, 
welche Rückwirkungen — Insbesondere auch 
unter Gesichtspunkten beamten- und arbeits- 
reditlicher Art — sich ergeben würden, wenn 
die Unternehmerhaftung nach dem Reichs- 
haftpflichtgesetz beschränkt würde und die 
Verletzten aus diesem Grund zu einer Ver- 
folgung etwaiger Ansprüche gegen die in Be- 
tracht kommenden Bediensteten persönlich 
veranlaßt würden. 

Zu Art. 3 

Für die Beförderung von Personen und Gü- 
tern im zwischenstaatlichen Luftverkehr gilt 
das Warschauer „Abkommen zur Vereinheit- 
lichung von Regeln über die Beförderung im 
internationalen Luftverkehr'^ vom 12. Okto- 
ber 1929 (§ 29 h des Luftverkehrsgesetzes). 
Das Abkommen wurde auch von Deutschland 
ratifiziert (RGBL 1933 II S. 1039) und ist 
noch heute in Kraft. Für die Verletzung von 
Fluggästen und für die Beschädigung von 
Luftfracht haftet der Luftfrachtführer nur 
bis zu Höchstbeträgen, die das Warschauer 
Abkommen ln französischen Goldfranken 
festgesetzt hat. Das Abkommen gestattet den 
Mitgliedstaaten, diese Frankenbeträge „in ab- 
gerundete Beträge“ der Landeswährung um- 
zuwandeln (Art. 22 Abs. 4 Satz 2 des War- 
schauer Abkommens). Auf Grund dieser Be- 
stimmung hat das Durchführungsgesetz vom 
15. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1079) den 
Umwandlungskurs für 100 Goldfranken auf 
16 DM festgesetzt. Dieser Satz entspricht aber 
nicht mehr dem Goldpreis in der Bundes- 
republik. Vielmehr sind die Goldfranken 
nach der vom Direktorium des Internationa- 
len Währungsfonds festgestellten Parität 
(1 DM = 0,211588 g Feingold; 100 Gold- 
franken == 27,8607 DM) in Deutsche Mark 
umzuwandeln. Danach ist der Umwandlungs- 
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kurs für 100 Goldfranken von 16 DM auf 
28 DM heraufzusetzen. 

Die Mehrzahl der anderen Vertragsstaaten 
hat diese Anpassung bereits durchgeführt, so 
daß ein Fluggast dort mit höheren Beträgen 
entschädigt werden kann als in der Bundes- 
republik, obwohl das Abkommen die gleiche 
Entschädigung vorsieht. 

Zu Änderungen des Umwandlungssatzes war 
in § 2 Abs. 2 des Durchführungsgesetzes der 
Reichsminister der Justiz ermächtigt worden. 
Es sollte also ein formelles Gesetz durch 
Verordnung geändert werden. Nach Art. 129 
Abs. 3 GG dürfte diese Ermächtigung er- 
loschen sein. Es kann sich jedoch auch künf- 
tig das Bedürfnis nach einer schnellen An- 
passung des Umrechnungssatzes ergeben, 
wenn der amtliche Goldpreis in der Bundes- 
republik geändert wird. Es erscheint deshalb 
geboten, den Bundesminister der Justiz zu 
ermächtigen, den Umrechnungssatz durch 
Verordnung zu bestimmen. 

Der Entwurf sieht jedoch davon ab, den 
augenblicklichen Umrechnungssatz in dem 
Durchführungsgesetz festzulegen, weil an- 
dernfalls wiederum ein formelles Gesetz 
durch Verordnung abgeändert werden müßte. 
Es ist beabsichtigt, durch eine Verordnung, 
die gleichzeitig mit dem Gesetz in Kraft tritt, 
den Umrechnungskurs für 100 Goldfranken 
auf 28 DM festzusetzen. 

Zu Art. 4 

Zu Nr. 1 Buchstaben a bis c 

Nach geltendem Recht sind Unternehmen zur 
Ausbildung von Luftfahrern verpflichtet, ihre 
Flugschüler und gleichgestellte Personen ge- 
gen Unfälle zu versichern (§ 29 m Abs. 1 
LVG). Diese Regelung scheint nunmehr über- 
holt. Es kann den Flugschülern überlassen 
bleiben, sich selbst gegen Unfälle zu ver- 
sichern. Auch andere Personen, die an dem 


Übungsbetrieb beteiligt sind oder die bei 
Übungsflügen befördert werden, können sich 
nach eigenem Entschluß und auf eigene 
Kosten gegen Unfälle versichern. Es scheint 
deshalb angebracht, die Vorschrift des § 29 m 
LVG aufzuheben. 

Dann ist auch im § 19 Abs. 1 Satz 2 LVG 
die Verweisung auf § 29 m zu streichen. Diese 
Anpassung nimmt der Entwurf in Art. 4 
Nr. 1 Buchstaben a und b vor. 

Bei dieser neuen Regelung entfällt allerdings 
für die Ausbildungsunternehmen auch die 
Haftungserleichterung aus § 29 m Abs. 1 
Satz 3 LVG. Es würde sie nunmehr die volle 
Erfolgshaftung auch gegenüber ihren Flug- 
schülern treffen. Dies erscheint keineswegs 
angebracht, denn der Flugschüler begibt sich 
bewußt in Gefahren des Luftverkehrs und 
kann deshalb billlgei*weise für sich die Ge- 
fährdungshaftung nicht in Anspruch nehmen. 
Es muß deshalb in § 19 Abs. 1 LVG vorge- 
sehen werden, daß die weitgehende, vom 
Verschulden unabhängige Haftung nicht im 
Verhältnis zwischen Ausbildungsunterneh- 
men und Flugschüler gilt. Es muß auf die all- 
gemeinen gesetzliuien Vorschriften verwiesen 
werden, wonach das Ausbildungsunterneh- 
men für Verschulden haftet (§ 276 Abs. 1, 
§ 823 BGB). Diese Rechtsfolge legt nunmehr 
Art. 4 Nr. 1 Buchstabe c des Entwurfs fest. 
Unbillige Härten für die Ausbildungsunter- 
nehmen sind nicht zu besorgen, da sie sich 
von jeder Fahrlässigkeit freizeichnen können 
(§ 276 Abs. 2 BGB). 

Zu Nr. 2 

Erleidet beim Betriebe eines Luftfahrzeugs 
eine Person oder eine Sache auf der Erdober- 
fläche Schaden, so haftet der Halter des Luft- 
fahrzeugs grundsätzlich, auch wenn ihn kein 
Verschulden trifft. Die Haftung ist jedoch 
durch Höchstbeträge begrenzt. Diese Beträge 
sollen durch den Entwurf wie folgt erhöht 
werden: 


Für Luftfahrzeuge unter 1000 kg 
für Luftfahrzeuge von 1000 bis 2500 kg 
für größere* Luftfahrzeuge je kg Fluggewidit 
Hödistbetrag für alle Luftfahrzeuge 
Höchstbetrag je verletzte Person 





unverändert 

100 

000,— 

DM, 

von 

100 

o 

o 

o 

- DM 

auf 

175 

000,— 

DM, 

von 


40,- 

- DM 

auf 


70,— 

DM, 

von 

300 

O 

O 

o 

- DM 

auf 

550 

000,— 

DM, 

von 

30 

o 

o 

o 

- DM 

auf 

55 

L 

o 

o 

o 

DM. 


13 



Die bisherigen Haftsummen entsprechen dem 
Römischen „Luftprivatrechtsabkommen zur 
Vereinheitlichung von Regeln bezüglich der 
Schäden, die Dritten auf der Erde durch Luft- 
fahrzeuge zugeführt werden** (A. Meyer, In- 
ternationale Luftfahrtabkommen 1953 S. 243, 
277). Deutschland hatte dieses Abkommen 
am 29. Mai 1933 gezeichnet, es ist jedoch 
nicht in Kraft getreten. Das Abkommen legte 
Haftungshöchstbeträge in Goldfranken fest, 
die sich in gleicher Weise wie nach dem War- 
schauer Abkommen berechnen sollten. Die 
Höchstbeträge wurden — entsprechend dem 
Goldpreis von 1936 umgerechnet — in § 23 
des Luftverkehrsgesetzes eingefügt (Gesetz 
vom 29. Juli 1936 — RGBl. I S. 582 — ). 

Diese Haftungssummen entsprechen nicht 
mehr den wirtschaftlichen Verhältnissen in 
der Bundesrepublik. Sie werden den heuti- 
gen Währungsverhältnissen am besten ange- 
paßt durch Umrechnung der Frankenbeträge 
entsprechend dem heutigen Goldpreis. Es er- 
gibt sich danach der gleiche Umrechnungssatz 
wie bei der Durchführung des Warsdiauer 
Abkommens (Art. 3 dieses Entwurfs). Die so 
errechneten DM-Beträge erscheinen nunmehr 
angemessen und werden durch Art. 4 Nr. 1 
des Entwurfs in das Luftverkehrsgesetz ein- 
geführt. 

Das Römische Abkommen von 1933 ist, wie 
bereits erwähnt, nicht in Kraft getreten. Es 
soll nunmehr durch ein neues Abkommen er- 
setzt werden, das In Rom am 7. Oktober 
1952 gezeichnet wurde, aber noch von keiner 
Seite ratifiziert worden Ist (A. Meyer, Inter- 
nationale Luftfahrtabkommen 1953 S. 243, 
289). Das neue Abkommen sieht wesentlich 
höhere Haftungssummen vor. Der Halter 
eines viermotorigen Luftfahrzeugs soll danach 
mit mindestens 3 Millionen DM haften, und 
die Entschädigungssumme für jede verletzte 
Person kann bis auf 140 000, — DM (statt 
bisher 30 000, — DM nach deutschem Recht) 
festgesetzt werden. Es wird abzuwarten sein, 
ob dieses Abkommen in Kraft tritt und ob 
die Bundesrepublik es ratifiziert. Jedenfalls 
erscheint es nicht angebracht, diese hohen 
Haftungssummen schon jetzt in das deutsche 
Recht zu übernehmen. Das Römische Ab- 
kommen von 1952 führt eine neue, Klein- 
flugzeuge begünstigende Haftungsgrenze ein. 
Von der Begünstigung sollen Flugzeuge bis 
zu 1000 kg Fluggewicht, also Sportflugzeuge, 
betroffen werden. Diesen Grundgedanken des 
Römischen Abkommens von 1952 über- 
nimmt der Entwurf, indem er für Kleinflug- 
zeuge die bisherige Höchstsumme von 


100 000, — DM stehen läßt, während für 
mittlere Flugzeuge die Haftungssummen von 
100 000,— DM auf 175 000 — DM erhöht 
werden. 

Der Entwurf folgt noch in einer weiteren 
Frage dem Römischen Abkommen von 1952: 
Nach bisherigem deutschem Recht sind ein 
Drittel der Haftungsbeträge für Sachschäden 
und zwei Drittel für Personenschäden Vorbe- 
halten. Eine nicht verbrauchte Quote kann 
nicht für die andere Schadensart in Anspruch 
genommen werden (§ 23 Abs. 2 Satz 1 LVG). 
Es erscheint angemessen, daß Personen- und 
Sachschäden getrennt befriedigt werden und 
je auf besondere Höchstbeträge beschränkt 
sind. Personenschäden verdienen jedoch einen 
gewissen Vorzug. Deshalb soll der nicht be- 
anspruchte Teil der Sachschadenquote auch 
zum Ersatz von Personenschäden herangezo- 
gen werden. Dies ordnet nunmehr der neu 
gefaßte § 23 Abs. 2 Satz 2 des Luftverkehrs- 
gesetzes an in Übereinstimmung mit Art. 14 
Buchstabe b des Römischen Abkommens von 
1952. 

Zu Nr. 3 

Für Fluggäste und Luftfracht sollen die Haft- 
summen nach dem Entwurf gleichfalls erhöht 
werden: 

je verletzte Person 

von 20 000, — DM auf 35 000, — DM 
je kg Luftfracht 

von 40, — DM auf 70, — DM 

für Handgepäck 

von 800, — DM auf 1 400, — DM. 

Die bisherigen Höchstbeträge waren durch 
Gesetz vom 26. Januar 1943 (RGBl. I S. 69) 
in das LVG eingeführt worden. Der Gesetz- 
geber übernahm damit die Haftungssummen 
aus Art. 22 des Warschauer Abkommens. Die- 
ses Abkommen gilt allerdings nur für inter- 
nationale Flüge, nicht für Beförderungen in- 
nerhalb der Bundesrepublik. Um das Ver- 
kehrsrecht nach Möglichkeit zu vereinheit- 
lichen, ist es aber geboten, dieselben Höchst- 
summen auch für innerstaatliche Beförderun- 
gen vorzuschreiben. 

Das Gesetz vom 26. Januar 1943 hat inso- 
weit bereits das Luftverkehrsrecht vereinheit- 
licht. Um diese Einheitlichkeit zu wahren, 
müssen nunmehr die Haftungssummen für 
den innerstaatlichen Verkehr erhöht werden, 
da für den Internationalen Verkehr die Fran- 
kenbeträge nach einem neuen, höheren Um- 
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redinungskurs in DM festzusetzen sind 
(Art. 3 dieses Entwurfs). Der Entwurf setzt 
die so neu berechneten DM-Beträge in § 29 c 
des Luftverkehrsgesetzes ein. 

Zu Nr. 4 

Die Luftfahrtunternehmen sind nach deut- 
schem Recht verpflichtet, ihre Fluggäste ge- 
gen Unfälle zu versichern (§ 29 g LVG). Da- 
neben besteht weiterhin die Verpflichtung 
zum Abschluß einer Haftpflichtversicherung 
für den Halter (§ 29 Abs. 1 LVG) und mög- 
licherweise für das Luftfahrtunternehmen 
(§ 41 Abs. 1 der Verordnung über Luftver- 
kehr vom 21. August 1936 / 31. März 1937 / 
12. Juli 1937 / 15. Dezember 1937 / 30. Sep- 
tember 1938 / 21. August 1951 — BGBl. 
1951 I S. 749). Die Unfallversicherung 
mußte bisher mindestens über eine Summe 
von 20 000, — DM abgeschlossen werden, also 
zu dem gleichen Betrage, bis zu dem bei Per- 
sonenschäden gehaftet wurde. Der Entwurf 
erhöht in § 29 c LVG die Haftsumme für 
Personenschäden auf 35 000, — DM, so daß 
auch die Unfallversicherungssumme entspre- 
chend höher anzusetzen war. 

Zu Nr. 5 

Es scheint nicht mehr erforderlich, den Luft- 
ausbildungsunternehmen die Verpflichtung 
aufzuerlegen, ihre Flugschüler und ihr Be- 
triebspersonal gegen Unfallschäden zu ver- 
sichern. Die Gründe hierfür sind bereits oben 
zu § 19 Abs. 1 LVG aufgeführt. Es ist nun- 
mehr § 29 m LVG zu Streicher^, wie in Art. 4 
Nr. 5 des Entwurfs vorgesehen. Gleichzeitig 
ist die Verordnung über die Unfallversiche- 
rung der Luftausbildungsunternehmen vom 
28. Januar 1943 (RGBl. I S. 74) außer Kraft 
zu setzen. Auch dies ordnet Art. 4 Nr. 5 des 
Entwurfs an. 

Zu Art. 5 

Art. 5 sieht vor, daß die nach % 6 Nr. 4 a 
StVG zu errichtende Kartei über Verkehrs- 
sünder beim Kraftfahrt-Bundesamt aufgebaut 
wird. Dieses Amt ist dafür besonders geeig- 
net, weil dort bereits jetzt Nachrichten über 
Kraftfahrzeuge und Nachrichten über Führer 
von Kraftfahrzeugen registriert werden. 

Zu Art. 6 und 7 

Die Art. 6 und 7 enthalten Übergangsvor- 
schriften. 

1. Art. 6 stellt den Grundsatz auf, daß die 
geänderten Haftungsvorschriften nur für 


Schadensfälle maßgeblich sind, die nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes eintreten. Dieser 
Grundsatz wird uneingeschränkt allerdings 
nur für die Haftung nach dem Eisenbahn- 
sachhaftpflichtgesetz und dem Luftverkehrs- 
gesetz sowie für die unter das Straßenver- 
kehrsgesetz fallende Sachschädenhaftung 
durchgeführt. Für die unter die Haftungsvor- 
schriften des Straßenverkehrsgesetzes fallen- 
den Personenschäden enthält dagegen Art. 7 
gewisse Ausnahmen, die aus sozialen Gründen 
erforderlich erscheinen und ähnlidi auch be- 
reits anläßlich der Neufestsetzung der Haf- 
tungshöchstbeträge durch die bereits erwähnte 
Verordnung vom 6. Februar 1924 (RGBl. I 
S. 42) vorgesehen waren. 

II. Im einzelnen ist zu diesen in Art. 7 gere- 
gelten Ausnahmen folgendes auszuführen: 
Wie bereits zu Art. 1 Nr. 4 näher ausgeführt, 
hat die Beschränkung des Schadensersatzes auf 
die bisherigen Haftungshöchstbeträge bei Per- 
sonenschaden zu besonders empfindlichen 
Härten geführt. Es erscheint deshalb sdion 
aus sozialen Gründen geboten, insoweit die 
Rechtsstellung der Geschädigten zu verbes- 
sern. Dazu kommt, daß es unbillig und für 
die Verkehrsopfer unverständlich wäre, wenn 
der Umfang der Schadensersatzleistung von 
dem zufälligen Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Gesetzes abhängig wäre. Art. 7 Abs. 1 be- 
stimmt deshalb, daß der Ersatzberechtigte bei 
Personenschäden, für die Schadensersatz nach 
dem Straßenverkehrsgesetz zu leisten ist, Er- 
satz bis zur Höhe der neuen Haftungshöchst- 
beträge auch dann verlangen kann, wenn das 
schädigende Ereignis vor dem Inkrafttreten 
des Gesetzes eingetreten ist; soweit es sich um 
Schadensersatz in Form einer Geldrente han- 
delt, gilt dies nach Absatz 1 Satz 2 allerdings 
nur für diejenigen Rentenbeträge, die nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzes fällig werden. 
Voraussetzung für die Anwendung der neuen 
Höchstbeträge auf früher eingetretene Scha- 
densfälle ist weiter, daß eine Schadensersatz- 
leistung im Rahmen der neuen Vorschriften 
einerseits nach den Verhältnissen des Ersatz- 
berechtigten aus Billigkeitsgründen erforder- 
lich ersAeint und andererseits dem Ersatz- 
pfliAtigen zugemutet werden kann. DurA 
diese BesAränkungen werden Unbilligkeiten, 
die sIA im Einzelfall aus der vorgesehenen 
Regelung ergeben könnten, vermieden. So- 
weit es naA Abs. 1 Satz 1 auf die Zumutbar- 
keit für den Ersatzpfll Atigen ankommt, wird 
insbesondere auA der Umstand berüAsIA- 
tlgt werden können, ob der ErsatzpfllAtige 
durA eine HaftpfliAtversiAerung gedeAt 
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ist. Einer solciien Berücksichtigung steht audi 
nicht die Rechtsprechung zu § 847 BGB ent- 
gegen, soweit sie, wie die des Reichsgerictits 
bis zum Jahre 1944, eine Berücksichtigung 
des Versicherungsschutzes bei der Entschei- 
dung über die „Angemessenheit“ eines 
Schmerzensgeldes für unzulässig erklärt hat; 
denn selbst wenn es, was übrigens nach dem 
heutigen Stand der Rechtsprechung nicht völ- 
lig außer Zweifel steht, richtig sein sollte, daß 
bei Beurteilung der „Angemessenheit“ das 
Bestehen von Haftpflichtversicherungsschutz 
außer Betracht zu bleiben habe, so können 
doch sicherlidi bei Beurteilung der „Zumut- 
barkeit“ auch und gerade die Vermögensver- 
hältnisse des Schuldners und damit auch das 
Bestehen einer Haftpflichtversicherung be- 
rücksichtigt werden. 

Die Anwendung der neuen Haftungshöchst- 
beträge im Rahmen des Absatzes 1 auf Scha- 
densfälle, die vor dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes eingetreten sind, erscheint insoweit 
völlig unbedenklich, als diese Schadensfälle 
noch nicht abgewickelt sind. 

Schwieriger ist die Frage zu beurteilen, inwie- 
weit die neuen Haftungshöchstbeträge auf 
Schadensfälle aus der zurückliegenden Zeit 
dann angewendet werden können, wenn der 
Schadensfall bereits Gegenstand einer gericht- 
lichen Entscheidung oder eines Vergleichs ge- 
wesen ist. Art. 7 entscheidet in seinen Ab- 
sätzen 2 und 3 diese Frage unter Wahrung 
des Grundsatzes, daß Eingriffe in endgültig 
abgeschlossene Rechtsbeziehungen vermieden 
werden müssen, und in Anlehnung an die 
Rechtsprechung zu ähnlichen Fällen, in denen 
der Einfluß nachträglicher Rechtsänderungen 
auf Vergleiche zu behandeln war (BGH 2, 
379; RG 106, 233; 117, 226), wie folgt: 

Der Umstand, daß sich der Ersatzpflichtige 
und der Ersatzberechtigte vor dem Inkraft- 
treten des Gesetzes dahin geeinigt haben, daß 
der Ersatz durch Entrichtung einer nach der 
bisherigen Höchstgrenze bemessenen Geld- 
rente zu leisten ist, steht nach Abs. 2 der An- 
wendung der neuen Höchstbeträge grund- 
sätzlich nicht entgegen; vielmehr kann der 
Ersatzberechtigte auch in diesem Falle Er- 
höhung im Rahmen der neuen Vorschriften 
verlangen, es sei denn, daß die Geschäfts- 
grundlage des Vergleichs durch die Rechts- 
änderung nicht berührt wird, weil die bis- 
herigen Haftungshöchstbeträge für die Höhe 
der vereinbarten Rentenbeträge ohne Bedeu- 
tungwaren oder weil nach den Vereinbarungen 
der Beteiligten die Berücksichtigung einer Ge- 


setzesänderung nach Art der vorliegenden 
ausgeschlossen war. Haben sich die Beteiligten 
dagegen auf eine Schadensersatzleistung für 
die Zukunft durch Entrichtung eines Kapital- 
betrages geeinigt, so Ist die Erhöhung nach 
Abs. 3 Nr. 2 ausgeschlossen. In gleicher Weise 
ist nach Abs. 3 Nr. 1 die Erhöhung ausge- 
schlossen, wenn dem Ersatzberechtigten vor 
dem Inkrafttreten des Gesetzes durch rechts- 
kräftiges Urteil statt einer Geldrente ein Ka- 
pitalbetrag im Rahmen der bisher geltenden 
Vorschriften zuerkannt worden ist. Die Re- 
gelung der beiden letzterwähnten Fälle be- 
ruht auf der Erwägung, daß hier der Ersatz- 
pflichtige den Schadensfall als endgültig ab- 
gewickelt ansehen durfte und daß die Kapi- 
talabfindung dem Verletzten nicht gegen 
seinen Willen aufgedrängt werden konnte. 

Die Schadensersatzansprüche bleiben weiter 
nach Abs. 3 Nr. 3 auf den bisherigen Umfang 
stets dann begrenzt, wenn die Ansprüche des 
Verletzten auf einen anderen übergegangen 
sind. Dies wird insbesondere für den Forde- 
rungsübergang nach § 1542 RVO, § 67 VVG 
und nach beamtenrechtlichen Vorschriften, 
z. B. § 139 DBG, von Bedeutung sein und 
■erscheint deshalb unbedenklich, weil in Fäl- 
len dieser Art die für die Regelung des Art. 7 
Abs. 1 maßgeblichen Gesichtspunkte sozialer 
Art außer Betracht bleiben können. 

Abs. 4 bestimmt zur Vermeidung von Zwei- 
feln, wie sie sich bei der ähnlich liegenden 
Regelung des § 96 Ehegesetz vom 6. Juli 1938 
(RGBl. I S, 807) ergeben hatten (vgl. RG 166, 
303), daß die Änderung der Rentenbeträge 
gegenüber rechtskräftigen Urteilen und son- 
stigen Titeln nur Im Wege der Abänderungs- 
klage entsprechend § 323 ZPO und mit den 
sich daraus ergebenden Einschränkungen 
durchgesetzt werden kann. 

Die Absätze 5 und 6 regeln die Frage der 
Verjährung im Anschluß an § 14 StVG. 

III. Gegen die In Art. 7 enthaltene Regelung 
kann nicht eingewendet werden, daß sie eine 
unzulässige Rückwirkung enthalte. Wie sich 
aus Absatz 1 Satz 2 und den ergänzenden 
Vorschriften ergibt, legt sich das Gesetz im 
Ergebnis Wirkung nur auf laufende Renten- 
ansprüche und auch bei diesen nur für die 
Zukunft bei. Es handelt sich Insoweit ledig- 
lich um eine Anwendung des auch sonst Im 
Schuldrecht häufiger anerkannten Grund- 
satzes, daß neue Rechtsvorschriften auf be- 
reits bestehende Dauerschuldverhältnisse für 
die Zukunft Anwendung finden können (vgl. 
z. B. Art. 170 bis 172 EGBGB). Abgesehen 


16 



davon halten sich die Folgen, die sich aus der 
vorgesehenen beschränkten Anwendung der 
neuen Haftungshöchstbeträge auf früher ein- 
getretene Personenunfälle für die Schuldner 
oder Versicherer ergeben, im Rahmen dessen, 
was vernünftigerweise in Rechnung gesetzt 
werden kann und muß. Unbilligkeiten im 
Einzelfall werden dadurch vermieden, daß 
auf die Verhältnisse des Schuldners, wie dar- 
gelegt, Rücksicht genommen wird. Für die 
Haftpflichtversicherer tritt, da sie in keinem 
Fall über die Versicherungssumme hinaus 
haften, eine zusätzliche Belastung lediglich 
insofern ein, als sich für sie die Wahrschein- 
lichkeit, im Rahmen der Versicherungssumme 
über die früher maßgeblichen Grenzen der 
Kraftfahrzeughaftung hinaus in Anspruch 
genommen zu werden, nachträglich um die 
in Art. 7 zusätzlich geschaffene Haftungs- 
möglichkeit erhöht. Ermittlungen darüber, 
welchen Umfang diese Belastung etwa haben 
könnte, haben ergeben, daß jedenfalls nur in 
einer ganz verschwindend geringen Zahl von 
Fällen aus Urteilen oder Vergleichen beru- 
hende Rentenansprüche an der Grenze der 
bisherigen Haftungshöchstbeträge liegen. Es 


kann hieraus geschlossen werden, daß es sich 
im ganzen gesehen nur um eine sehr geringe 
zusätzliche Belastung handelt, die — ebenso 
wie andere nachträgliche, z. B. durch die Än- 
derung der maßgeblichen tatsächlichen Um- 
. stände bedingte, Rentenerhöhungen — durch 
die Schadensreserven aufgefangen werden 
können. Bei der geringen in Betracht kom- 
menden Zahl der Fälle besteht auch nicht die 
Befürchtung, daß die Umstellung der aus der 
V ergangenheit herrührenden Schadensfälle 
auf die neuen Haftungshöchstbeträge für die 
Versicherer eine das Zumutbare überschrei- 
tende arbeitsmäßige Belastung mit sich brin- 
gen werde. Wie die Ausführungen zu Art. 1 
Nr. 4 unter II a ergeben, ist die Zahl der in 
Betracht kommenden Fälle sowohl absolut als 
auch im Verhältnis zu der Gesamtzahl der 
Verkehrsunfälle gering. Es wird weiter zu be- 
rücksichtigen sein, daß die Zahl der in Be- 
tracht kommenden Fälle sich dadurch ver- 
ringert, daß keineswegs in allen Fällen die 
besonderen Voraussetzungen des Art. 7 Abs. 1 
Satz 1 (insbesondere die Bedürftigkeit) gege- 
ben sein werden. 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu 
fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlos- 
sen 

Begründung 

a) Art. 1 Nr. 1 ändert § 4 Abs. 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes, der Vorschrif- 
ten über das Verwaltungsverfahren 
der Länder enthält; außerdem be- 
inhaltet Art. 1 Nr. 1 — hinsichtlich 
der Polizei — selbst eine Regelung 
des Verwaltungsverfahrens nach Art. 84 
Abs. 1 GG; 

b) durch Art. 1 Nr. 2 wird die Ermäch- 
tigung des BMV zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen erweitert, welche 


ihrerseits das Verwaltungsverfahren 
der Länder i. S. von Art. 84 Abs. 1 GG 
regeln; 

c) durch den Gesetzentwurf werden Vor- 
schriften des Straßenverkehrsgesetzes, 
die ihre derzeitige Fassung durch das 
Straßenverkehrssicherungsgesetz erhal- 
ten haben, formell geändert. Das Stra- 
ßenverkehrssicherungsgesetz war mit 
Zustimmung des Bundesrates ergangen. 
Ebenso wird das Gesetz über die Er- 
richtung des Kraftfahrt-Bundesamtes, 
welches ebenfalls ein Zustimmungs- 
gesetz ist, formell geändert. Die for- 
melle Änderung von Zustimmungs- 
gesetzen bedarf wiederum der Zustim- 
mung des Bundesrates. 
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2. Art. 1 Nr. 2 Budistabe b 

In der Begründung des Gesetzentwurfs zu 
Art. 1 Nr. 2 Buchstabe b ist folgender Satz 
zu streichen: 

„Beweggrund für die Vorschriften kann 
deshalb auch der Schutz der Feiertagsruhe 
sein." 

Begründung 

Der Schutz der Sonn- und Feiertage ge- 
hört zur Zuständigkeit der Landesgesetz- 
gebung. Es empfiehlt sich deshalb, diesen 
Satz der Begründung zu streichen. 

3. Art. 1 Nr. 2 Buchstabe d 

a) In der neuen Nr. 4 a des § 6 Abs. 1 
ist das Wort „ausgewertet“ durch das 
Wort „verwertet“ zu ersetzen. 

Begründung 

Es kann sich nicht um eine Auswer- 
tung der in der Kartei enthaltenen 
Angaben, ähnlich wie bei Statistiken, 
handeln, sondern vielmehr um eine 
Verwertung zu bestimmten, im Ent- 
wurf aufgeführten Zwecken. 

b) Die Bundesregierung wird gebeten. Im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren 

aa) die Aufnahme der jugendgericht- 
lichen Schuldfeststellungen (§ 27 
JGG) in die Kartei zu regeln, 
bb)eine Ergänzung dahin vorzuneh- 
men, daß für die Tilgung und die 
Beschränkung der Auskunftspflicht 
§ 4 Abs. 1 und 2, § 5 Abs. 1 des 
Straftilgungsgesetzes gelte; 
cc) zu bestimmen, daß ein Vermerk 
gelöscht werden soll, wenn er In 
der Erziehungskartei entfernt wird. 

4. Art. 1 Nr. 3 

In § 8 Abs. 2 Satz 1 sind die Worte „ge- 
nehmigungspflichtiger Verkehr“ durch 
die Worte „anzeige- oder genehmigungs- 
pflichtiger Verkehr“ zu ersetzen. 

Begründung 

Nach dem geltenden Personenbeförde- 
rungsgesetz ist, anders als in dem neuen 
Entwurf des Personenbeförderungsge- 
setzes, der Personenverkehr der Bundes- 
bahn und der Bundespost mit Kraftfahr- 
zeugen nicht genehmigungspflichtig, son- 
dern nur anzeigepflichtig. Wenn die neue 


Fassung des § 8 Abs. 2 Satz 1 des Ent- 
wurfs nicht ergänzt würde, würde die bis- 
herige Haftpflicht mindestens der Bundes- 
bahn wegfallen. 

5. Art. 1 Nr. 4 

In Art. 1 Nr. 4 ist folgender neuer Buch- 
stabe c einzufügen: 

„c) In § 12 Abs. 1 Nr. 2 erhält der zweite 
Halbsatz folgende Fassung: 

, diese Beschränkung gilt, wenn die 
getöteten oder verletzten Menschen 
durch ein Fahrzeug gegen Entgelt 
befördert worden sind, mit dem 
ein nach den Vorschriften über die 
Beförderung- von Personen zu 
Lande anzeige- oder genehmigungs- 
pflichtiger Verkehr durchgeführt 
wird, nidit für den ersatzpflichti- 
gen Halter dieses Fahrzeugs.^“ 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus dem Vor- 
schlag zu Art. 1 Nr. 3. 

Die bisherigen Buchstaben c und d werden 
Buchstaben d und e. 

6. Art. 1 Nr. 7 

In Art. 1 ist folgende neue Nr. 7 einzu- 
fügen: 

„7. In § 22 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem 
Wort „betroffenen“ die Worte „oder 
verfolgten“ eingefügt. 

Begründung 

Die Begriffsbestimmung „auf frischer Tat 
betroffenen“ ist zu eng. Eine gebühren- 
pflichtige- Verwarnung muß auch dann 
möglich sein, wenn der Täter nach der 
Tat verfolgt und gestellt wird. 

Die bisherige Nr. 7 wird Nr. 7 a. 

7. Art. 7 Abs. 5 

In Art. 7 Abs. 5 ist Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

Eine Sondervorschrift für die Verjährung 
des Anspruchs nach Art. 7 Abs. 1 er- 
scheint nicht gerechtfertigt. 

8. Art. 8 

In Art. 8 Satz 1 sind die Worte „des § 12 
Abs. 1 und“ zu streichen. 

Begründung 

Richtigstellung der Berlin-Klausel. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


1 . 

Den Empfehlungen des Bundesrates unter 
Nr. 2, 4, 7 und 8 seiner Änderungsvor- 
schläge stimmt die Bundesregierung zu, 

II. 

Zu den übrigen Vorsdilägen wird wie folgt 
Stellung genommen; 

1. Zu Nr. 1 

Die Bundesregierung tritt Im Ergebnis der 
Auffassung des Bundesrates bei, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedarf, ohne 
sich damit zu den Gründen im einzelnen 
zu äußern. 

2. Zu Nr. 3 

Für Art. 1 Nr. 2 Buchstabe d des Entwurfs 
wird folgende Fassung vorgeschlagen: 

In § 6 Abs. 1 wird hinter Nummer 4 ein- 
gefügt: 

„4a. die karteimäßige Erfassung von rechts- 
kräftigen Entscheidungen der Straf- 
gerichte, soweit sie wegen einer in Zu- 
sammenhang mit der Teilnahme am 
Straßenverkehr begangenen, mit Strafe 
bedrohten Flandlung auf Strafe oder 
andere gerichtliche Maßnahmen er- 
kennen oder einen Schuldspruch ent- 
halten; die Kartei darf nur für Zwecke 
der Strafverfolgung, für Maßnahmen 
auf Grund dieses Gesetzes oder der 
auf ihm beruhenden Rechtsvorschrif- 
ten und für die Vorbereitung von 
Rechts- und allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften auf dem Gebiet des Stra- 
ßenverkehrs verwertet werden; Ein- 
tragungen in die Kartei sind spätestens 
zu tilgen, wenn nach gesetzlicher Vor- 
sdirift die entsprechenden Vermerke 
im Strafregister der beschränkten Aus- 
kunft unterworfen oder dort zu til- 
gen sind; für die Tilgung von Eintra- 
gungen, die im Strafregister nicht ver- 
merkt werden, ist eine entsprechende, 
jedoch für den Betroffenen günstigere 
Regelung zu treffen;“ 


Die vorgeschlagene Neufassung trägt den 
Bedenken, die der Bundesrat unter Nr. 3 a 
und b seiner Änderungsvorschläge erhoben 
hat, mit folgenden Einschränkungen Rech- 
nung: 

a) Der letzte Flalbsatz der Ermäditigung 
zur Einrichtung einer Kartei über ge- 
richtliche Maßnahmen auf dem Gebiet 
des Verkehrsstrafrechts, der das Ver- 
hältnis der Kartei zum Strafregister 
klarstellen sollte, hat offenbar zu Miß- 
verständnissen geführt. Es wird deshalb 
in der vorstehenden Fassung ein ande- 
rer Weg beschritten, um diese Klarstel- 
lung zu erreichen. Dabei wird von dem 
Vorrang des Strafregisters ausgegangen. 
Vermerke über Verurteilungen, die dort 
auf Grund gesetzlicher Vorschrift der 
beschränkten Auskunft unterliegen 
oder zu tilgen sind, müssen aus der Kar- 
tei entfernt oder unkenntlich gemacht 
werden. Um die Rechtsstellung der be- 
troffenen Verkehrsteilnehmer noch stär- 
ker, als bisher im Entwurf vorgesehen, 
zu sichern, soll auch für die Tilgung 
von Eintragungen, die im Strafregister 
nicht vermerkt werden, eine gleich- 
artige, jedoch für den Betroffenen gün- 
stigere Regelung getroffen werden. 

b) Die Anregung des Bundesrates, die Til- 
gung einer Eintragung in der Kartei 
auch vorzusehen, wenn ein entsprechen- 
der Vermerk aus der gerichtlichen Er- 
ziehungskartei entfernt wird, ist in vor- 
stehender Neufassung nicht berücksich- 
tigt. Die gerichtliche Erziehungskartei 
verfolgt ausschließlich erzieherische 
Zwecke (vgl. die allgemeine Verfügung 
des Bundesimlnisters der Justiz über die 
gerichtliche Erziehungskartei vom 
15. Februar 1955 — Bundesanzeiger 
Nr. 37 vom 23. Februar 1955 — und 
die entsprechenden Anordnungen der 
Landesjustizverwaltungen). Es besteht 
kein ausreichender Grund, die hier in 
Frage stehende, verkehr spoll tischen 
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Zwecken dienende Kartei von einer 
Verwaltungseinrichtung des Jugend- 
rechts abhängig zu machen. Es wäre 
auch mißlich, in einer gesetzlichen Vor- 
schrift auf Verwaltungsanordnungen 
Rücksidit zu nehmen; deren Änderung 
würde unter Umständen die Fortgel- 
tung des Gesetzes in Frage stellen. 

3. Zu Nr. 5 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der 
Maßgabe, daß das Wort „Fahrzeug“ durch 
das Wort „Kraftfahrzeug“ ersetzt wird. 

4. Zu Nr. 6 

Dem Vorschlag wird widersprochen. 

Es bestehen rechtsstaatliche Bedenken, den 
Anwendungsbereich des § 22 StVG auszu- 


dehnen. Die dort enthaltene Regelung ist 
eine Durchbrechung des verfahrensredit- 
lichen Grundsatzes, daß die Entscheidung 
über die Strafverfolgung nicht dem poli- 
zeilichen Ermessen zu überlassen ist. Diese 
Durchbrechung erscheint in den engen 
Grenzen des § 22 StVG im Interesse der 
wirksamen Verkehrserziehung tragbar. Je- 
doch ist diese Vorschrift von vornherein 
als Ausnahmebestimmung gedacht (vgl. 
BT-Drucks. 1. Wahlperiode Nr. 3774). Die 
Erweiterung dieser Ausnahme auf Fälle, 
in denen der Täter erst nach Verfolgung 
ermittelt und gestellt worden ist, würde 
das Ermessen der Polizei bei der Entschei- 
dung, ob eine Verwarnung zu erteilen oder 
Strafanzeige zu erstatten ist, in bedenklicher 
Weise aus dehnen. 
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